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In dem Aufsatz werden Ergebnisse einer schnfthchen Befragung von Mitgliedern staathcher Lehrplan-
kommissionen benchtet. Dabei wird auf die Untersuchung von H D. Haller aus dem Jahre 1970 Bezug
genommen, die durch die genannte aktuelle Studie einer Arbeitsgruppe am IPN in Teüen repliziert
wurde Begleitet wurde diese Re-Untersuchung durch eine Befragung bei Verbanden, Vereinen und
anderen Organisationen, von denen vermutet wurde, daß sie an der Lehrplanarbeit beteiligt sind Soweit
durch statistische Überprüfung und auf andere Weise festgestellt werden konnte, geben die drei
Untersuchungen für den jeweiligen Zeitraum ein repräsentatives Bild der Formen der Lehrplanarbeit
bzw der Beteihgungsformen Die Veränderungen in der Lehrplanarbeit seit 1970 stehen in der Tradition
der Organisationsentwicklung der Lehrplanung der letzten 200 Jahre
Das seit vierzig Jahren vorherrschende Ordnungsmuster der Lehrplanarbeit in den
Landern der Bundesrepublik Deutschland ist die Lehrplanentwicklung durch
verwaltungsabhangige Lehrplankommissionen (vgl. u.a. Haller 1973; Stritt-
matter/Killiat/Schafer 1977; Weck 1980; Meerten 1983; Sacher 1983;
Bund-Lander-Kommission 1984; Gaebe 1985; Holst 1985 - zusammenfassend
Haft u. a. 1986)1. Wie diese Kommissionen arbeiten, ist empirisch erstmals 1970/71
von Hans Dieter Haller im Rahmen des Konstanzer LoT-Projektes untersucht
worden (Haller 1973). Basierend auf den Ergebnissen dieser Bestandsaufnahme
haben Flechsig/Haller (1973) in ihrem Gutachten für die Bildungskommission
des Deutschen Büdungsrates erhebliche Zweifel an der gesellschaftlichen und
administrativen Tauglichkeit der Arbeit von Lehrplankommissionen angemeldet:
Legitimation und Kompetenz der Entscheidungsträger seien unzureichend, die
Entscheidungsverfahren intransparent und ineffizient, die Lehrplanautoren seien
sich der Bedeutung und Tragweite curricularer Entscheidungen kaum bewußt.
Diese Auffassung wurde seinerzeit in Wissenschaft, Politik und interessierter
Öffentlichkeit weitgehend geteilt (vgl. z.B. Schorb 1966; Robinsohn 1967;
Blankertz 1971a; 1971b; Knab 1971; Klafki u. a. 1972) und wird auch noch in
jüngerer Zeit vertreten (vgl. Sacher 1983). Darüber hinaus wurde besonders gegen
Ende der sechziger, zu Beginn der siebziger Jahre in einigen Bundeslandern
versucht, die Arbeit der Lehrplankommissionen durch andere Verfahren der
Lehrplanentwicklung zu ersetzen.
Im Kern tradierten die verschiedenen Reformmodelle und -versuche lehrplanpoliti-
sche Forderungen des späten 19. Jahrhunderts (vgl. Haft/Hopmann 1986a,
1986b): Sie plädierten für eine Entstaatlichung der Lehrplanarbeit (z.B. durch
schulnahe oder verwissenschaftlichte Curriculumentwicklung), für eine Entdiffe-
renzierung der Diskursebenen (z.B. durch unmittelbare Mitwirkung gesellschaftli¬
cher oder schulischer Interessengruppen) oder auch der Diskursthemen (z. B. durch
fächerübergreifende Curriculumentwicklung). Trotz einiger Reformen in der Orga¬
nisation der Lehrplanarbeit (vgl. zusammenfassend Haft u. a. 1986, S. 169ff.) ist es
jedoch nicht zu einer Ablösung der hergebrachten Grundsatze und gewachsenen
Strukturen staatlicher Lehrplanentwicklung gekommen.
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Dieses Beharrungsvermögen hat eine bald zweihundertjährige Vorgeschichte. Vorbereitet
von den Visitationsbüchern und Reglements seit der Reformationszeit, geprägt insbesondere
von der Verwaltungsentwicklung im späten 18. und 19. Jahrhundert, etablierte sich begin¬
nend mit den Lehrplanarbeiten für das preußische Gymnasium 1809-1816 (vgl. Lohmann
1984, 1986) ein System staatlicher Lehrplanentwicklung durch Verwaltungshandeln. Kenn¬
zeichnend für die Lehrplanentwicklung der Bildungsverwaltung war und ist unter anderem:
- Lehrplanarbeit ist eingebettet in die Organisationsentwicklung der gesamten Verwaltung.
Ihre Strukturen entsprechen den Instanzen und Instrumenten des allgemeinen Verwal¬
tungshandelns und sind kaum beeinflußt von spezifisch bildungspolitischen Entscheidun¬
gen oder gar pädagogischen Erwägungen. Grundlegendes Muster ist die fortschreitende
Differenzierung der Zuständigkeiten und Aufgabengebiete innerhalb der Verwaltung
(etwa von der allgemeinen Zuständigkeit für die Schule zur speziellen für die Lehrplanar¬
beit bezogen auf ein Fach einer Schulart). Komplexe innere Differenzierung ist - wenn die
Handlungsfähigkeit der Verwaltung bewahrt werden soll - nur möglich unter gleichzeitiger
struktureller Anpassung (funktionaler Integration) des Verwaltungshandelns an verschie¬
dene Aufgabenbereiche (z.B. gleichförmige Verfahren für verschiedene Regelungsberei¬
che, Schularten, usw.).
- Komplementär zur inneren Differenzierung ist die äußere Differenzierung der Ebenen des
Diskurses über den Lehrplan. Lehrplanpoütik (als Gegenstand gesellschaftlicher Dis¬
kurse), Lehrplanarbeit (als konkrete Planentwicklung) und Lehrplanpraxis (als Unter¬
richtsplanung und -praxis) werden in mehreren Etappen voneinander entkoppelt. Für die
Lehrplanarbeit beginnt der Prozeß äußerer Differenzierung mit der administrativen
Trennung der Lehr- von der Unterrichtsplanung in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts
und mündet schließlich in je eigene institutionelle Arrangements für die verschiedenen
Diskursebenen und -themen (vgl. dazu auch Künzli 1981; Tenorth 1986). Die Muster
administrativer Integration der Lehrplandiskurse können an der Geschichte der Institutio¬
nalisierung und Formalisierung der Interaktionswege abgelesen werden.
- Spezifischer Ausdruck der inneren und äußeren Differenzierung der Lehrplanarbeit ist die
in den preußischen Lehrplanungen für das Gymnasium begonnene Verfächerung, die
Aufspaltung des Schullehrplanes in Fachpläne. Obgleich die Verfächerung und der ihr
implizite Verzicht auf ein einheitliches bildungstheoretisches Programm zentraler Kritik¬
punkt der Lehrplantheorie seit Dörpfelds Gründungsschrift (1873) war, hat sich die
Fachbindung sukzessive für alle Schularten und -stufen durchsetzen können. Versuche,
Lehrplanarbeit thematisch oder strukturell zu entdifferenzieren, haben sich von der
„Konzentrationsdebatte" des 19. Jahrhunderts bis zur Curriculumdiskussion unserer Tage
nie nachhaltig durchsetzen können.
Eine erste Rekonstruktion dieser Grundlinien der Geschichte der Lehrplanarbeit,
die in dem hier zugemessenen Rahmen nur mit wenigen Stichworten angedeutet
werden kann, ist Grundlage der nachfolgenden Überlegungen (vgl. Haft/Hop¬
mann 1986 a, 1986b, Hopmann 1987). Der Rückblick auf die Geschichte staatlicher
Lehrplanarbeit verdeuthcht, daß es zu kurz gegriffen wäre, die gegenwärtige
Verfassung der Lehrplanarbeit auf der Folie bildungspolitischer Konjunkturen zu
interpretieren. Sie kann angemessen nur verstanden werden auf dem Hintergrund
der politische Einschnitte überdauernden Strukturen des Verwaltungshandelns, mit
Kenntnis der Formen und Spielräume administrativer Organisationsentwicklung.
Wie eine 1984/85 durchgeführte Replikation der HALLER-Studie2 zeigt, ist für die
Arbeit der Lehrplankommissionen selbst ein „... nachhaltiger Einfluß der bildungs¬
politischen Diskussionen und Reformen der siebziger Jahre ... nicht festzustellen"
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(Haft u. a. 1986, S. 146; vgl. auch Menck in diesem Heft). Nach wie vor gilt (vgl.
Haft u.a. 1986, S. 133ff.):
- Lehrplanarbeit ist Ländersache, Aufgabe der staatlichen Schulverwaltung. Für
diesen Zweck werden (zum Teil durch nachgeordnete Behörden) Kommissionen
eingerichtet, deren Auftrag es ist, einen Lehrplanentwurf zu erarbeiten. Ihre
Mitglieder sind einzeln ausgewählte und von der zuständigen Behörde berufene
Personen; ein justitiabler Anspruch auf Mitgliedschaft besteht nicht.
- Den Kommissionen sind wesentliche Rahmenentscheidungen durch Schularten-
profile, Stundentafeln, Prüfungsordnungen und ähnliche Regelungen vorgege¬
ben. Ihr Auftrag beschränkt sich in der Regel auf die Formulierung der Lehrplan¬
inhalte eines Faches und/oder einer Schulart.
- Die letzte Entscheidung über Inhalt, Aufmachung und Gültigkeit eines Lehrplans
trifft das jeweils zuständige Ministerium bzw. die jeweilige Senatsbehörde.
Gegebenenfalls sind dabei rechtlich garantierte Anhörungs- und Mitwirkungs¬
rechte zu beachten (traditionell der Kirchen, in jüngerer Zeit auch der Eltern,
Lehrer und Schüler, der Landesschulbeiräte usw.). Zumeist wird der von der
Kommission erarbeitete Entwurf unverändert zum verbindlichen Lehrplan (lt.
Auskunft von 366 von 425 Befragten, Haft u. a. 1986, S. 89).
Die Kontinuität in den Strukturen der Kommissionsarbeit bedeutet nun nicht, alle
Kritik sei gänzlich wirkungslos geblieben. Einzelne Elemente lehrplanpolitischer
Gegenentwürfe lassen sich in Neuerungen im organisatorischen Umfeld der Kom¬
missionsarbeit wiederfinden. So zum Beispiel - etwas vereinfachend
- wird der
Forderung nach mehr Schulnähe durch die schulpraktische Ausrichtung und
Rückkoppelung der Lehrplanarbeit, Forderungen nach Verwissenschaftlichung
durch die Einrichtung der Landesinstitute, Demokratisierungsbestrebungen durch
ein Netz von Anhörungs- und Beteiligungsrechten entsprochen. Curriculumtheore-
tische und -politische Gegenbewegungen münden derart, unfreiwillig vielleicht, in
administrativ anschlußfähigen Lösungen. Sie forcieren den Prozeß innerer und
äußerer Differenzierung der Lehrplanarbeit und liefern ihm sein Material (beson¬
ders anschaulich bei Westphalen 1973).
1. Der Vorrang der Fachbindung
Nicht weniger umstritten als die herkömmliche staatliche Lehrplanarbeit waren jene
Reformversuche, die eine Entdifferenzierung der Lehrplanentwickung anstrebten,
alle Ebenen und Themen in einem Zugriff (wie die „Große Hessische Curriculum-
kommission" - vgl. z.B. Haller/Wolf 1975) oder einem Verfahren (wie Robin¬
sohn 1967) bündeln wollten. Auchwenn das Scheitern der Reformversuche nicht in
diesem Aspekt begründet sein sollte, so war es doch ihr Unvermögen, die Einheit
der Lehrplanung praktisch (sei es durch Konsens, sei es durch Wissenschaft)
wiederherzustellen, das Argumente für den pohtischen Abschied von der Reform
der Lehrplanarbeit lieferte (deutlich z. B. bei Osswald 1973 zit. in Haller/Wolf
1975, S. 338; vgl. zusammenfassend Haft/Hopmann 1985).
Seit dieser Zeit sind die Zielsetzungen der Lehrplanarbeit bescheidener geworden:
Waren um 1970 noch rund vier Fünftel aller Kommissionen mit einer vollständigen
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Neufassung eines Lehrplans befaßt, so ist heute die Evaluation und Redaktion
einzelner Lehrplanteile zur gleichrangigen Aufgabe geworden (vgl. Haftu. a. 1986,
S. 135). Das Risiko „nicht-intendierter Beunruhigungseffekte" (Habermas 1973,
S. 102), das bei den Curriculumreformen der frühen siebziger Jahre sichtbar
geworden war, wird darüber hinaus vermindert durch eine Vielzahl von Vorgaben,
mit denen die Kommissionsmitglieder heute arbeiten müssen. Rund drei Viertel der
Kommissionsmitglieder haben Vorgaben zu den Bildungs- und Erziehungszielen,
den Aufgaben der Schulart und der Form des Lehrplans erhalten, mehr als die
Hälfte erhielt spezielle Vorgaben für das Fach sowie durch andere Lehrpläne und
Richtlinien (Haftu. a. 1986, S. 55 f.). Gekoppelt mit anderen Vorentscheidungen-
der Auswahl der Kommissionsmitglieder etwa - bewahrt die begrenzte Reichweite
der Kommissionsarbeit vor administrativ unkontrollierbaren Überraschungen aus
den Kommissionen selbst, denen ein Spielraum für politisch noch nicht abgesi¬
cherte, schulpraktisch noch nicht durchgesetzte Innovation kaum gegeben ist.
Der in diesem Sinne vermutlich wirkungsvollste Schritt war die in den letzten
fünfzehn Jahren vollzogene Durchsetzung des Fachprinzips in der Lehrplanarbeit.
Mit ihr wird es möglich, die Lehrplanentwicklung selbst auf die Lösung fachimma¬
nenter schulpraktischer Probleme - unter Ausklammerung bildungspolitischer und
-theoretischer Grundsatzfragen - zu konzentrieren. Ablesbar ist die Durchsetzung
des Fachprinzips zunächst am Wandel der Zuständigkeiten der Lehrplankommissio¬
nen. Wie traditioneU für alle Schularten üblich, waren bis in die sechziger Jahre
hinein wenigstens im Volksschulbereich einzelne Kommissionen nicht nur für ein
Fach oder eine Fächergruppe, sondern für alle Schulfächer ihrer Schulart zuständig
(vgl. Haller 1973, S. 146). Heute ist dies keine mehr. Fächerübergreifende
Kommissionen kommen nur noch dort zustande, wo dies im Stundenplan der
Schulart vorgesehen ist (z. B. Naturwissenschaften statt Biologie, Chemie, Physik);
doch auch in diesen Kommissionen scheinen die Zuständigkeiten intern nach
Fächern aufgeteilt zu sein. Bei einer weiteren Ausnahme (einer Rahmenrichtlinien-
Kommission für Grundschulen, die neben entsprechenden Fachkommissionen
arbeitete) waren alle übrigen Kommissionen (entsprechend 98%) ausdrücklich in
ihrer Arbeit auf ein Fach einer oder mehrerer Schularten beschränkt (vgl. Haftu.a.
1986, S. 136ff.). Die damit vollzogene „strukturelle Angleichung" (Haftu. a. 1986,
S. 138) der Lehrplanarbeiten für verschiedene Schularten ist in einigen Ländern
(wie z.B. Berlin, Hessen, Rheinland-Pfalz) so weit geführt worden, daß die
Fachplanungen für die Schulen der Sekundarstufe I regelmäßig schulartübergrei¬
fend in einer Kommission zusammengefaßt werden. Allerdings teilen auch diese
Kommissionen häufig intern ihre Arbeit so auf, daß jeweils eine Untergruppe für
das Fach in einer Schulart zuständig ist, so daß dann kaum mehr ein Unterschied zu
Ländern wie Schleswig-Holstein besteht, in denen die schulartspezifischen Fach¬
kommissionen gleichzeitig eingesetzt werden und miteinander kooperieren.
Der Fachbindung entspricht die personelle Zusammensetzung und die Arbeitsweise
der Lehrplankommission (vgl. Haft u.a. 1986, S. 47ff., S. 156f.; vgl. auch Menck
in diesem Heft):
- Wenigstens 98 Prozent der Kommissionsmitglieder haben das Fach, für das sie
einer Kommission angehören, in der Lehrerausbildung kennengelernt, studiert
und/oder unterrichtet.
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- Ein Großteil der Kommissionsmitglieder bezeichnet als herausragendes Merkmal
seiner beruflichen Position eine Fachzuständigkeit. Auch für die übrigen gilt in
der Regel, daß sie Fachvertreter (als Fachlehrer, Dozent in der Lehrerbildung,
Hochschullehrer, Dezernent in der Schulaufsicht usw.) sind oder waren.
- Mehr als die Hälfte der Kommissionsmitglieder hat einschlägige Schulbücher,
Unterrichts- oder Lehrmaterialien publiziert.
- Bei Entscheidungen in der Kommissionsarbeit geben fachwissenschaftliche Argu¬
mente neben schulpraktischen und gegenüber allgemeinpädagogischen, politi¬
schen und juristischen Argumenten den Ausschlag.
- Fachdidaktik gehört zu den herausragenden Themen der Kommissionsarbeit und
liefert in vielen Fällen auch die leitenden Gesichtspunkte für die Gliederung und
den Aufbau des Lehrplans.
In ihrer Summe lassen die verschiedenen Daten zur Arbeit der Kommission
Lehrplanarbeit als Teil eines „innerfachlichen Reproduktionszirkels" (Frey 1982 a,
S. 31) erkennen, in dem die Auswahl und Rechtfertigung der Lehrplaninhalte zur
Veranstaltung der Fachexperten wird3. Übergreifende, die Stellung der Fächer
zueinander oder die BUdungskonzeption der Schularten verändernde Eingriffe in
den Katalog der Lehrinhalte sind in diesem Rahmen nur noch möglich, wenn
entsprechende Entscheidungen im Vorfeld der Kommissionsarbeit getroffen und
den Lehrplankommissionen mit auf den Weg gegeben sind.
Damit ist der im frühen 19. Jahrhundert begonnene Prozeß der Verfächerung der
Lehrplanarbeit zu einem vorläufigen institutionalisierten Abschluß gekommen. Das
Schulfach in Didaktik und Praxis ist zur einheitlichen Geschäftsgrundlage der
Lehrplanentwicklung durch Kommissionen geworden; alle anderen Themen sind an
andere Diskursebenen und Entscheidungsprozesse überwiesen. Gestützt wird die¬
ser Prozeß heute wie damals durch korrespondierende Differenzierungsprozesse im
gesellschaftlichen und administrativen Umfeld der Lehrplanarbeit. Zu nennen sind
unter anderem die Institutionalisierung der Fachdidaktiken und die Verfachüchung
der Lehrerausbildung (vgl. Otto 1983), die breite verbandliche Organisation der
Fachinteressen, die Einrichtung von Fachbeiräten, Fachkonferenzen usw. auf
Landesebene (vgl. Bund-Lander-Kommission 1984, S. 233ff.), sowie die Vertei¬
lung der Zuständigkeit für Lehrplanarbeiten innerhalb der Schulverwaltungen und
Landesinstitute nach Fächern (wie sie den Geschäftsverteilungsplänen und Arbeits¬
berichten entnommen werden kann).
Gegenbewegungen zur Verfächerung gibt es und hat es schon mehrfach gegeben. So
sehen denn auch die Kommissionsmitglieder Überschneidungen mit anderen
Fächern und damit Abstimmungsbedarf, wenn auch zumeist nur bei eng verwand¬
ten, im eigenen Fortschritt aufeinander angewiesenen Fächern (wie z.B. Biologie/
Chemie, Physik/Mathematik usw. -vgl. Haftu. a. 1986, S. 112ff.). Eine Koordina¬
tion der Fachziele streben auch die in Rahmenerlassen, Schulartenprofilen und
Planungshilfen für die Lehrplanarbeit formulierten Leitideen für die Lehrplanent¬
wicklung an (vgl. zusammenfassend Haft u. a. 1986, S. 169ff.; Kunzli/Riquarts
1983). Gewünscht wird freilich nur lose Koordination. Die Ablösung des Fachprin¬
zips, die Beteiligung fachfremder Personen, die Rückkehr zu ungeteilter Lehrplan¬
arbeit werden weder aus den Reihen der Kommissionsmitglieder gefordert (vgl.
Haft u. a. 1986, S. 125ff.), noch werden sie - soweit bekannt - bei gegenwärtig
laufenden Revisionsverfahren unternommen.
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2. Die Einfriedung der Kommissionsarbeit
Die Initiative zur Einrichtung einer Lehrplankommission geht in den weitaus
meisten Fällen von der jeweils zuständigen Behörde aus, sie bedarf in jedem Falle
ihrer Zustimmung (vgl. Haft u. a. 1986, S. 50ff.; 9,4% nennen andere Anstöße).
Als ausschlaggebendes Motiv der Behörde vermuten die Kommissionsmitglieder
überwiegend, daß Strukturveränderungen innerhalb des Schulwesens eine Neuge¬
staltung der Lehrplänge erforderten (vgl. TabeUe 1). Daneben werden häufiger
Probleme der Schulpraxis, Ergebnisse der Wissenschaften, Reformwünsche der
Lehrerschaft sowie das Alter der Lehrpläne genannt. Gesellschaftliche Veränderun¬
gen und politische Anlässe spielen nach Meinung der Befragten keine bedeutende
Rolle. Die von den Kommissionsmitgliedern bevorzugt genannten Gründe mögen
in Einzelfällen mit entscheidend gewesen sein, die bei der Einrichtung von
Tabelle 1: Gründe für die Neugestaltung der Lehrpläne aus Sicht der Kommissionsmitglieder




Strukturveränderungen innerhalb des Schulwesens
machten eine Reform nötig
Es gab Probleme in der Schulpraxis mit alten
Lehrplänen
Die alten Lehrpläne hatten die Überzeugungskraft
verloren
Neue Ergebnisse der Wissenschaft
Die Lehrpläne waren zu alt
Reformwünsche der Lehrerschaft
In der öffentlichen Meinung war ein Wandel
eingetreten
Gesellschaftliche Veränderungen
Die Anpassung an wirtschaftliche Gegebenheiten
wurden gefordert
Die Regierung/der Minister hatte gewechselt
Die kulturpolitische Eigenart des Bundelandes
sollte herausgestellt werden
Fachlehrer und Fachzuständige wollten die
Bedeutung des Faches betonen
Es entstanden neue parteipolitische Ausrichtungen
Didaktische Neuorientierung
Es gab keinen Lehrplan
Sonstige
Keine Angabe
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Lehrplankommissionen typischen Unterschiede zwischen den Bundesländern erhel¬
len sie nicht. Es sind keine spezifischen schulstrukturellen oder -praktischen
Konstellationen zu erkennen, die erklären, warum je nach Bundesland gleichzeitig
alle Lehrpläne aller allgemeinbildenden Schulen oder bestimmte Fächer in allen
Schularten oder verschiedene Fächer verschiedener Schularten überarbeitet werden
(vgl. Haft u.a. 1986, S. 53ff.). Auch das Alter der Lehrpläne erscheint
nicht als
zureichender Grund. In den beiden aktuellsten umfassenden Lehrplanrevisionen
(Baden-Württemberg 1981/84, Schleswig-Holstein 1984/86) sind zum Teil
erst
gerade erneuerte Lehrpläne ein weiteres Mal überarbeitet worden,
während
andernorts Lehrpläne seit Jahren unverändert gelten (vgl. die Angaben im Kieler
Lehrplanverzeichnis Ausgabe 1986/87). Die übrigen Motive (Ergebnisse der
Wissenschaften, Reformwünsche der Lehrerschaft) treffen im Grundsatz auf alle
Bundesländer zu, so daß sie Unterschiede in der Planungspraxis ebenso kaum
erklären können. Was letztendlich den Ausschlag gibt, kann hier nicht geklärt
werden (vermutlich ist es eine Mischung von bildungspolitischen und verwaltungsor¬
ganisatorischen Faktoren
- vgl. Haft u. a. 1986, S. 151f.). Sicher ist allein, daß es
kaum jene fachdidaktischen und schulpraktischen Probleme sein können,
die die
Kommissionsmitglieder hauptsächhch beschäftigen. JedenfaUs lassen sich keine
fach- oder schulartspezifisch unterschiedlichen Häufigkeiten, mit denen Lehrpläne
revidiert werden, nachweisen; ein Lehrplan für Deutsch oder Physik oder aus dem
gymnasialen Bereich wird nicht signifikant häufiger überarbeitet
als irgendein
anderer Lehrplan (vgl. Haft u.a. 1986, S. 53f., S. 137f.).
Anlaß und Inhalt der Lehrplanarbeit, allgemeine Lehrplanpolitik und konkrete
Lehrplanentwicklung sind also allenfalls lose miteinander verknüpft. Besonders
deutlich wird dies an den Themen und Zielen der Kommissionsarbeit Haft u. a.
1986, S. 106ff.): Was die bildungspolitischen Auseinandersetzungen der Zeit
bewegt, führt in den Kommissionen kaum zu Widerstreit. Über die Aufgaben
der
Schule insgesamt oder die des Faches besteht meist von Anfang an oder nach kurzer
Diskussion Einigkeit (vgl. Menck 1987, in diesem Heft, Tabelle 8, S. 372), etwas
länger beschäftigen da schon die didaktisch-methodischen Leitideen.
Unter den
Themen der von den Kommissionsmitgliedern erarbeiteten Vorlagen kommen
lehrplanpolitische Grundsatzfragen nicht vor; man konzentriert sich ganz
auf die
Vorbereitung und Formulierung des Lehrplans (vgl. Haft u.a. 1986, S. 107f.).
Politische Argumente spielen - wie bereits erwähnt
- faktisch keine Rolle bei
Entscheidungen in der Kommissionsarbeit, vorherrschend sind fachwissenschaftli¬
che und schulpraktische Überlegungen (vgl. Menck 1987, in diesem Heft, TabeUe
9, S. 372). Schließlich ist das ganze Entscheidungsverfahren auf innerfachlichen
Konsens hin angelegt, und dieser Konsens gelingt, soweit zu sehen ist, fast immer
und zur Zufriedenheit aller Beteiligten (vgl. Haft u. a. 1986, S. 82ff., S. 122ff.).
Erleichtert werden die thematische Begrenzung der Kommissionsarbeit und die
Harmonie in der Entscheidungsfindung durch die sehr homogene Zusammenset¬
zung der Kommissionen (vgl. TabeUe 2): „Nahezu alle Kommissionsmitglieder
sind
oder waren Lehrer. Auch diejenigen, die hauptamtlich in der Schulaufsicht, einem
Landesinstitut oder in der Lehrerausbildung arbeiten, verfügen meist über langjäh¬
rige Unterrichtserfahrung oder haben wenigstens
- wie auch die meisten in die
Kommission berufenen Wissenschaftler- eine Lehrerausbildung absolviert... Über
95 Prozent haben ein Lehrerexamen abgelegt, die anderen (bei einer Ausnahme und
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Tabelle 2: Arbeitsbereiche der Kommissionsmitglieder (hauptberuflich)







bzw. Volksschule 4,7 21,0
Realschule, Haupt-








Keine Angaben 2,6 0,6
N 493 625
fünf nicht aufzuklärenden Fällen) wenigstens das Fach studiert, das Gegenstand der
Kommissionsarbeit war" (Haft u. a. 1986, S. 154f.). Mit Ausnahme der Kirchen¬
vertreter (0,6 Prozent) ist keines der erfaßten Kommissionsmitgheder hauptberuf¬
lich außerhalb des Bildungssystems und seiner Verwaltung beschäftigt; über berufli¬
che Erfahrungen und Qualifikationen, die nicht allein in Schule oder Hochschule
erworben wurden, verfügen weniger als drei Prozent (Haft u. a. 1986, S. 60ff.).
Die deutlichen Verschiebungen in der personeUen Zusammensetzung gegenüber
1970 sind zunächst Ausdruck der oben angedeuteten struktureUen Angleichung der
Kommissionsarbeiten für verschiedene Schularten. Um 1970 stellten in Kommissio¬
nen für den Volksschulbereich Lehrer und Schulleiter aus diesem Bereich nur rund
ein Viertel der Kommissionsmitglieder; an aUen Lehrplanarbeiten, die nicht für
höhere Schulen bestimmt waren, hatte nicht-pädagogisches Personal (insbesondere
Wissenschaftler) erheblichen Anteil. Demgegenüber waren „in den meisten Kom¬
missionen für Realschulen und Gymnasien... fast ausschließlich Lehrer, Schulleiter
und jeweils ein bis zwei Beamte der Schulverwaltung vertreten" (Haller 1973,
S. 131). Heute sind einheitlich in nahezu allen Kommissionen rund drei Viertel der
Mitglieder Lehrer oder Schulleiter der jeweils betroffenen Schulart(en). Bei
durchschnittlich sieben bis acht Mitgliedern insgesamt kommen etwa zwei Vertreter
der Schulverwaltung oder angegliederter Einrichtungen (Landesinstitute, Lehrer¬
ausbildung) hinzu und nur noch in Ausnahmefällen Wissenschaftler oder andere
Personen, die nicht im Schulbereich beschäftigt sind (vgl. Haftu. a. 1986, S. 139ff.;
insgesamt 29 von 625 Befragten).
Die Verschiebungen in der personellen Zusammensetzung sind zugleich Ausdruck
der fortschreitenden Entmischung der Diskurse, organisatorisches Komplement der
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thematischen Einfriedung. Die aus der Kommissionsarbeit ausgeschiedenen bzw. in
ihr bis zur Bedeutungslosigkeit geschrumpften Personengruppen werden in der
Regel noch nicht einmal beratend zur Kommissionsarbeit hinzugezogen (vgl.
Menck, Tabelle 6, S. 370 in diesem Heft). Gelegentliche Kontakte gibt es allenfalls
zu (Fach-)Wissenschaftlern oder dort, wo Rücksprachen rechtlich bindend vorge¬
schrieben sind (etwa durch Mitwirkungsrechte der Kirchen, Eltern, Lehrer - vgl.
Haft u.a. 1986, S. 169ff.). Zwar sind fast alle Kommissionen in ein Netz von
„Rückkoppelungen" (Diskussionen über Zwischenergebnisse, schulpraktische
Erprobungen usw.) eingebunden, aber auch sie bleiben regelmäßig auf die Schulver¬
waltung, die Schulpraxis und Fachexperten beschränkt (vgl. Haft u.a. 1986,
S. 103ff.). Faktisch ist die Lehrplanentwicklung durch verwaltungsabhängige Kom¬
missionen gegenwärtig zu einem auf Konsens hin angelegten Dialog zwischen
Schulpraxis und Schulverwaltung geworden, zu dem Außenstehende kaum mehr
Zutritt haben. Der Sache nach werden fachhche Probleme der Abgrenzung und
Bezeichnung der Lehrplaninhalte verhandelt, meist - so weit zu sehen ist - unter
fragloser Voraussetzung des je gegebenen gesellschaftlichen, bildungspolitischen
und schulpraktischen Rahmens. Das entspricht administrativen Interessen an einem
handlichen, möghchst wenig kontroversen Dokument zulässiger Unterrichtsinhalte
und deckt sich mit den Wünschen jener Schulpraktiker, die Lehrplanarbeit auf eine
Lizensierung gelungener Praxis beschränkt sehen möchten (zu letzterem vgl. auch
Schiessl 1984, S. 37f.). Ein „Kampf geistiger Mächte", den Weniger (1952) noch
sah, findet in der Lehrplanentwicklung selbst nicht statt. Der gesellschaftliche Streit,
was rechter Gehalt der Bildung sei, ist an anderer Stelle zu führen.
3. Die Institutionalisierung der Diskursebenen
Die auffälligsten Veränderungen im administrativen Umfeld der Kommissionsar¬
beit waren in den letzten fünfzehn Jahren einmal die Einrichtung bzw. der Ausbau
der verwaltungsabhängigen wissenschaftlichen Landesinstitute, zum anderen die
Formalisierung bzw. Verrechtlichung der Mitwirkung schulischer und gesellschaftli¬
cher Interessengruppen an der Lehrplanarbeit. Beide zusammen haben, auch wenn
nicht gleichzeitig und gleichförmig in allen Bundesländern (vgl. zusammenfassend
Haftu.a. 1986, S. 169ff.; Bund-Länder-Kommission 1984, S. 233ff.), notwen¬
dige institutionelle Voraussetzungen für die thematische und organisatorische
Einfriedung der Kommissionsarbeit geschaffen. Als Formen äußerer Differenzie¬
rung ergänzen sie den Prozeß der Auffächerung und Vereinheitlichung der Lehr¬
planarbeit durch eine weitere Abstufung der Zuständigkeiten und Diskursebenen.
Die Schaffung verwaltungsnaher Wissenschaftseinrichtungen ist ebenso wie die
Formahsierung der Interaktion mit Interessengruppen keine Spezialität der Bil¬
dungsverwaltung. Den Landesinstituten entsprechende Einrichtungen sind insbe¬
sondere im Zuge der Verwaltungsreformen der sechziger und siebziger Jahre für
verschiedene öffentliche Aufgaben auf Länder- und auf Bundesebene entstanden
(vgl. z. B. Mayntz 1977, Schuppert 1981). Sie sind TeU eines auch international zu
beobachtenden Trends zur Auslagerung einzelner Verwaltungs- und Poliktikaufga-
ben in spezialisierte Institutionen (vgl. zusammenfassend Hood 1986). Ihre Auf¬
gabe ist, „... die Forschungs- oder Beratungstätigkeit von Wissenschaftlern stärker
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an den Verwendungsabsichten der Ministerialverwaltung (zu) orientieren"
(Mayntz 1982, S. 209). Darüber hinaus übernehmen sie besonders in pohtisch
sensiblen Bereichen (vgl. Mayntz 1977) durch die Organisation von Bearbeitungs¬
und Entscheidungsverfahren Entlastungsfunktionen für die Verwaltung. Ihre von
anderen Politikbereichen kaum abweichende (vgl. z.B. Ronge 1977, Fach 1982)
büdungspolitische Vorgeschichte haben die Landesinstitute bekanntlich in den
Kooperationserfahrungen von Verwaltung und Wissenschaft in den Reformprojek¬
ten kurz vor und in den ersten Jahren nach 1970 (zusammenfassend Frey 1982 b;
Haft/Hopmann 1985). Dazu gehörte unter anderem auch der Eindruck, daß in der
Lehrplanarbeit „... die Beteihgung von Wissenschaftlern sich nach vielfacher
Erfahrung nicht recht bewährt hat" (Westphalen 1984, S. 28). Ganz gleich, ob
man die Kooperationsprobleme im Planungsverständnis der Wissenschaftler (wie
z.B. Schiessl 1984, S. 38) durch inkompatible Zwänge des Wissenschafts- und
Verwaltungsbetriebs (wie z.B. Frey 1982b) oder durch mangelnden Einsatz von
Politik und Verwaltung (wie z.B. Blankertz 1978) begründet sieht, die verwal¬
tungstechnisch angemessene Konsequenz ist jedesmal die Zwischenschaltung einer
verwaltungsnahen Koordinationsinstanz, die wissenschaftliche Beratung effizienter
organisieren und zugleich die Haftung der Verwaltung für gescheiterte Koopera¬
tionsversuche begrenzen kann. Die unmittelbare Beteiligung von Wissenschaftlern
an der Lehrplanentwicklung wird abgelöst; statt dessen „... üben ... Staats- bzw.
Landesinstitute eine gewisse Ersatzfunktion aus, indem sie systematisch wissen¬
schaftliche Kompetenz für die Lehrplanarbeit aufbereiten" (Westphalen 1984,
S. 28).
Die Mediatisierung der Mitwirkung verwaltungsexterner Kompetenz ist aber nur
die eine Seite; zugleich wird mit der Einrichtung der Landesinstitute die Organisa¬
tion der Lehrplanarbeit verwissenschaftlicht, genauer: professionahsiert. Mit den
unterschiedlich qualifizierten Mitghedern der Landesinstitute (abgeordnete Lehrer,
Fach- und Erziehungswissenschaftler, Juristen usw.) steht den Verwaltungen erst¬
mals in der Geschichte der Lehrplanarbeit ständig ein auf Lehrplanarbeit speziali¬
sierter Stab von Mitarbeitern zur Verfügung, der Prozesse der Entwicklung,
Evaluation und Implementation neuer Lehrpläne kontinuierlich auf allen Ebenen
verfolgen kann. Einige Bundesländer (z.B. Bayern, Hessen, Rheinland-Pfalz) sind
in der Folge dazu übergegangen, den Landesinstituten die Organisation und
Abwicklung der Kommissionsarbeit fast vollständig zu übertragen. Alle grundle¬
genden Personal- und Sachentscheidungen bleiben aUerdings immer dem jeweils
zuständigen Ministerium vorbehalten (vgl. die Länderberichte in Bund-Länder-
Kommission 1984, S. 233ff.). Auf die Arbeitsweise der Lehrplankommissionen
selbst hat die Einschaltung der Landesrnstitute kaum verändernd gewirkt (vgl. Haft
u. a. 1986, S. 158; Ansätze für Neuerungen zeigt Haenisch 1986), wohl aber auf die
Einbindung der Kommissionen in das Gesamtgefüge staatlicher Lehrplanarbeit.
TraditioneU meist mitbewältigte Diskurse und Funktionen werden nicht nur tempo¬
rär, sondern dauerhaft anderen Institutionen überantwortet.
Gleiches gilt von der Formierung der Interaktionen mit schuhschen und geseUschaft¬
hchen Interessengruppen. Auch sie folgt einer auch außerhalb des Bildungsbereichs
erprobten Verwaltungsstrategie, nämlich der Konfliktvermeidung und Legitima¬
tionsbeschaffung durch kontrollierte und - nach Möglichkeit - kodifizierte Einbe¬
ziehung von Verbänden und Organisationen in den Planungsprozeß (vgl. zusam-
Henning Haft/Stefan Hopmann: Strukturen staatlicher Lehrplanarbeit 391
menfassend Weber 1977; Alemann/Heinze2 1981) und führt in der Lehrplanar¬
beit zu einer Neuformulierung der schon traditionellen Zusammenarbeit zwischen
Verwaltung und Interessengruppen (zur Geschichte dieser Kooperation vgl. u.a.
Daheim 1974; Heinemann 1977; Kremer 1984; Kunz 1984, Müller 21985).
Durch diverse Änderungen im Schulrecht und in der gängigen Verwaltungspraxis ist
so in den letzten Jahren in allen Ländern der Bundesrepublik Deutschland ein
vielschichtiges Netz von Anhörungen und Beteiligungen geschaffen worden, durch
das organisierte Interessen an der Lehrplanarbeit mitwirken können (vgl. Tabel¬
le 3)4.
Tabelle 3: Struktur der Mitwirkung der Verbände/Vertretungen an der Lehrplanarbeit in den
Ländern
N = 362 Verbände/Vertretungen, Mehrfachnennungen mögüch; nur Landesverbände
BW BY BE BR HH HE NS NRW RP SA SH Ges
Keine Mitwirkung 5 12 5 7 6 6 5 12 4 11 9 107
Stellungnahmen
zu veröffentlichten
Lehrplänen 9 11 5 5 7 9 10 12 5 2 7 90
Stellungnahmen zu
Lehrplanentwürfen 15 20 9 5 9 15 24 23 7 3 9 147
Teilnahme an
Anhörungen 5 8 3 2 5 5 11 8 4 — 5 56
Mitglieder in
Mitwirkungsgremien 5 15 7 — 9 5 14 — — 1 5 62
Beratung von Lehr¬
plankommissionen 5 7 3 3 5 8 8 6 4 3 55
Mitglieder in
Steuergremien 1 2 1 6 3 1 3 2 10 30
Mitglieder in Lehr¬
plankommissionen 10 14 11 8 5 14 24 13 9 8 13 141
Beteiligung an Ge¬
nehmigungsverfahren 2 1 2 1 2 1 1 11
Zahl der Verbände/ 31 42 21 19 22 30 35 44 17 21 31 362
Vertretungen BW BY BE BR HH HE NS NRW RP SA SH Ges
Unterschiede in der Beteiligungsstruktur der einzelnen Bundesländer ergeben sich
unter anderem aufgrund
- regionaler Besonderheiten in der Verbandsorganisation: Viele Verbände sind in
kleineren Ländern nicht vertreten bzw. in größeren regional aufgeteilt (z. B. nach
Baden und Württemberg).
- rechtlicher Vorgaben: Während z.B. das niedersächsische Schulrecht dem Lan-
desschulbeirat und damit auch seinen Mitgliedsorganisationen sehr weitgehend
Rechte einräumt (bis hin zur Benennung einzelner Kommissionsmitglieder) ist
u. a. im saarländischen Recht keine spezielle Mitwirkung des Landesschulbeirates
vorgesehen.
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- verschiedener Gremienstrukturen: Nicht in allen Ländern gibt es zur Bündelung
der Verbandsmitwirkung einen Landesschulbeirat (so z.B. nicht in Nordrhein-
Westfalen); einige Länder haben darüber hinaus spezielle Beratungs- oder
Steuerungsgremien für die Lehrplanarbeit eingerichtet (u. a. in Baden-Württem¬
berg, Hessen, Schleswig-Holstein).
Abgesehen von den Vorschlagsrechten des Landesschulbeirates in Niedersachsen
und der Kirchen in fast allen Bundesländern haben die Verbände und Organisatio¬
nen in keinem Bundesland unmittelbares Zutrittsrecht zu den Kommissionen (was
nicht ausschließt, das sie durch Mitglieder präsent sind - vgl. Haft u. a. 1986, S. 75).
Mitbestimmungsrechte, die zu einer direkten Einbeziehung in das Genehmigungs¬
verfahren für neue Lehrpläne führen, haben allein Elternvertretungen (so in Hessen
mit Möglichkeit eines aufschiebenden Vetos), Lehrervertretungen (z. B. durch den
Hauptpersonalrat je nach Personalvertretungsrecht) und die Kirchen und Glau¬
bensgemeinschaften bezogen auf den Religionsunterricht (garantiert durch Verfas¬
sung, Staatsverträge und Landesgesetze). Schheßhch ist die Mehrzahl der Organisa¬
tionen nicht in allen Bundesländern gleichmäßig einbezogen: wer in einem Land auf
allen Ebenen des Verfahrens vertreten ist, kann in einem anderen Bundesland
überhaupt nicht beteiligt sein, wird unter Umständen noch nicht einmal - was sonst
Regelpraxis ist - von der Verwaltung über einschlägige Vorhaben informiert. Dabei
lassen sich, wenigstens bislang, keine klaren Verteilungsmuster (etwa nach den die
Regierung tragenden Parteien, Landesinstitut oder nicht) erkennen, vielmehr
scheint das von Verwaltungstraditionen, persönlichen Kontakten, unterschiedli¬
chem Bekanntheitsgrad der Verbände und ähnhchen Faktoren abzuhängen. Im
Grundsatz besteht jedoch in allen Bundesländern eine ausgebaute Infrastruktur der
Beteiligungen, die jedem engagierten Verband die Möglichkeit eröffnet, sich
entweder im Vorfeld der Lehrplanentscheidungen (in Gremien, Anhörungen,
Stellungnahmen zu Entwürfen) oder mindestens im Nachgang zu einzelnen Kom¬
missionsarbeiten (durch Stellungnahmen zu veröffentlichten Lehrplänen, zum
Verfahren usw.) zu äußern.
Das Bild wird etwas differenzierter, wenn man nach Organisationstypen getrennt
die Mitwirkungsmöglichkeiten analysiert (vgl. TabeUe 4). Überragend sind die
Mitwirkungsmöglichkeiten der Lehrerverbände. Sie sind als einzige regelmäßig
durch ihre Mitglieder in den Kommissionen selbst präsent, wobei man wohl
annehmen darf, daß entsprechende Mitgliedschaften, auch wenn es kein rechtlich
gesichertes Vorschlagsrecht der Verbände gibt, von der Verwaltung bei der
Auswahl der Mitglieder berücksichtigt werden. Innerhalb der Lehrerverbände ist
zwischen Fachvereinigungen und allgemeinen Berufsverbänden und Gewerkschaf¬
ten zu unterscheiden. Der Einfluß der Fachverbände konzentriert sich - langen
Traditionen folgend (vgl. u.a. Bölling 1977; Muller 1977; Kremer 1984) -auf
den gymnasialen Bereich. Erst in den letzten Jahren und speziell bei „jungen"
Schulfächern (wie Arbeitslehre, Informatik) weiten sie ihre Arbeit auch auf nicht¬
gymnasiale Lehrplanthemen aus. Indirekt wird diese Ausweitung auch durch den
hohen Anteil schulartübergreifender Lehrplanarbeiten herausgefordert. Die allge¬
meinen Lehrerberufsverbände und -gewerkschaften nehmen demgegenüber meist
ein Mandat für alle Schulstufen und -fächer in Anspruch. Außer den Lehrervereini¬
gungen sind überdurchschnittlich häufig nur noch die Kirchen und Glaubensgemein¬
schaften sowie einzelne Fachorganisationen in den Kommissionen und Steuerungs-
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Tabelle 4: Mitwirkung an der Lehrplanarbeit nach Organisationstypen
N = 362 Verbände/Vertretungen, Mehrfachnennungen möglich
LV FV EL SCH KI ST PA GW UN FO Ges
Keine Mitwirkung 19 23 7 1 7 11 9 9 6 15 107
Stellungnahmen
zu veröffentlichten
Lehrplänen 29 29 77 1 5 3 4 2 3 5 90
Stellungnahmen zu
Lehrplanentwürfen 38 49 14 5 15 5 2 7 6 4 147
Teilnahme an
Anhörungen 17 13 6 1 7 1 1 4 3 1 56
Mitglieder in
Mitwirkungsgremien 24 2 7 5 8 4 1 5 4 62
Beratung von Lehr¬
plankommissionen 10 19 4 4 12 1 3 1 1 55
Mitglieder in
Steuerungsgremien 9 10 3 1 2 1 1 2 1 30
Mitglieder in Lehr¬




Zahl der Verbände/ 80 118 23 9 20 19 20 18 15 27 362
Vertretungen LV FV EL SCH KI ST PA GW UN FO Ges
LV = Allgemeine Lehrerverbände und -gewerkschaften
FV = Fachlehrerverbände
EL = Elternvertretungen, -verbände
SCH = Schülervertretungen
KI = Kirchen, Konfessionelle Schulträgervereinigungen
ST = Sonstige Schulträgervereinigungen einschließüch kommunale Spitzenverbände
PA = Parteien
GW = Gewerkschaften, Berufsverbände (nicht-pädagogisch)
UN = Unternehmerverbände, Arbeitgebervereinigungen, IHK u.a.
FO = Fachorganisation (nicht speziell für Lehrer/Bildung)
gremien indirekt durch Mitglieder präsent, freilich - darin den Fachlehrerverbänden
vergleichbar - jeweils nur für einzelne Fächer, die in ihren „Zuständigkeitsbereich"
fallen. Alle übrigen Organisationen können regelmäßig nur auf die Teilnahme an
Anhörungen und Beratungen, sowie auf die Abgabe von Stellungnahmen verweisen
und bleiben damit unterhalb der Schwelle unmittelbarer Beteiligung an der Lehr¬
planentwicklung. Eine Ausnahme machen vielleicht nur die Parteien, die - soweit
sie Regierungsfraktionen steUen - über parlamentarische Einflußmöglichkeiten
verfügen (z.T. vermittelt über spezielle Gremien wie die Deputationen in der
Bremer und der Hamburger Bürgerschaft).
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Das Netz der Beteiligungen paßt zur Struktur der Lehrplanarbeit. Bei schuhschen
und geseUschaftlichen Interessengruppen dominieren die fachhch spezialisierten
Organisationen - entsprechend der Verfächerung der Lehrplanarbeit. Unmittelba¬
rer Zugang durch Mitgliederpräsenz ist im wesentlichen den Schulpraktikern
vorbehalten, alle anderen sind auf die Diskurse im Vor- und Umfeld der Kommis¬
sionsarbeit verwiesen. Zu berücksichtigen ist dabei, daß die Kommissionsmitglieder
selbst den Einfluß solcher „externer" Beratungen nicht besonders hoch veranschla¬
gen (vgl. Haft u. a. 1986, S. 86f.).
Nun sagen allerdings die hier nachgezeichneten formalisierten Einflußwege nicht
unbedingt etwas über die tatsächlichen Durchsetzungschancen aus. Nachhaltiger
Druck auf Entscheidungsprozesse in der Lehrplanarbeit kann auch informell und
mittelbar, durch offenthche Thematisierungen, Kooperation mit Entscheidungsträ¬
gern oder durch die sehr ausgeprägte Zusammenarbeit von Verbänden mit unter¬
schiedlichen Einflußmöglichkeiten und Ansatzpunkten im Planungsverfahren
erzeugt werden (vgl. Hopmann 1986). Unverrückt bleibt aber auch dann die
Trennung der Diskursebenen. Die Auseinandersetzung mit gesellschaftlich organi¬
sierten Interessen gehört nicht zu den Aufgaben der Kommissionsarbeit und wird
von den Kommissionsmitgliedern auch nicht als Teil der Kommissionsarbeit erlebt
(vgl. Haft u.a. 1986, S. 123). Da nach Abschluß der Kommissionsarbeit die
vorgelegten Lehrplantexte kaum mehr geändert werden (Haft u.a. 1986, S. 89),
muß erfolgreiche Interessenvertretung vorher bei der Formulierung der allgemei¬
nen Lehrplanpolitik, die den Kommissionen mit auf den Weg gegeben wird,
ansetzen.
Vermutlich prämieren die gegenwärtigen Strukturen der Lehrplanarbeit auf die
Erhaltung bestehender Verhältnisse gerichtete Interessen: Die komplexe Differen¬
zierung des Verfahrens vermindert die Chance grundlegender Innovationen. Die
Verfächerung erlaubt es, moderate Anpassungen als innerfachliches Problem zu
definieren; was immer in den Lehrplan geschrieben wird, kann sich auf die
Erfahrung der Schulpraxis berufen. Schließlich sorgt die einheithche Durchbildung
des gesamten Entwicklungsverfahrens für jene „generalisierte Anerkennungsbe¬
reitschaft" (Luhmann 1983), die durch Akzeptanz des Verfahrens von der Legiti¬
mation des materialen Gehalts der getroffenen Entscheidungen entlastet. Ob und
wie weit diese Annahme trifft, kann im hier gegebenen Rahmen nicht im einzelnen
untersucht werden. Dazu müßten über die hier indizierten Strukturen der Lehrplan¬
arbeit hinaus die Inhalte, Eigenschaften und Verwendungen des Lehrplanes selbst
untersucht werden.
4. Lehrplanforschung und Lehrplanarbeit
Die Strukturen der Lehrplanarbeit sind ebensowenig wie die in ihr formulierten
Lehrplaninhalte unveränderlich festgeschrieben. Zum einen verfügen Verwaltun¬
gen über eine Vielzahl von Möglichkeiten, die gleiche Aufgabe mit sehr unterschied¬
lichen Verfahren, Instrumenten und Ordnungen zu bearbeiten (vgl. Hucke 1980;
Schuppert 1981; Hoffmann 1986); zum anderen setzen die Strukturen des
Verwaltungshandelns nicht mehr als einen Rahmen, der variabel interpretiert und
genutzt werden kann: „... jenseits der institutionellen Restriktionen beginnt das
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Reich der ideologischen Ziele und Wirkhchkeitsperzeptionen, der Strategie und
Taktik und der historisch kontingenten Interaktionen zwischen Handlungspotentia¬
len und Handlungsstrategien unterschiedhcher Gruppen und Individuen, kurz: der
Zeitgeschichte" (Scharpf 1985, S. 166).
Die gesellschaftlichen und administrativen Voraussetzungen der Strukturen der
Lehrplanarbeit, auf die hier nur verwiesen werden konnte, sind bislang abgesehen
von wenigen FaUstudien (wie z. B. Lohmann 1984, Müller 1985; Albisetti 1983,
Tenorth 1986) nur unzureichend aufgearbeitet worden. Schließlich sind wir über
das Verhältms von Lehrplanarbeit und Lehrplaninhalt, das seit Rein (1897) und
Weniger (1952) die Lehrplanforschung beschäftigt, allenfalls in Ansätzen aufge¬
klärt (vgl. Künzli 1986). Zwar kann nicht mehr die Rede davon sein, „... daß die
Lehrpläne in undurchsichtigen Prozessen und in Abhängigkeit von außerpädagogi¬
schen Mächten irgendwie entstehen" (Schorb 1966, S. 210), ein präzises Verständ¬
nis, wie Prozeß und Produkt der Lehrplanarbeit zusammenhängen, haben wir
freilich noch nicht. So viel scheint uns aber auch beim gegenwärtigen Diskussions¬
stand gewiß: Selbst eine elaborierte Forschung zur Lehrplanarbeit wird allein weder
die Herkunft der Lehrplan-, geschweige denn der Unterrichtsinhalte erklären
können. Genauso wenig können allerdings die Funktionen des Lehrplans und der
Lehrplanarbeit von der Sozial- und Wirkungsgeschichte der Lehrplan- und Unter¬
richtsinhalte her komplett erschlossen werden. Denn Lehrpläne aus staatlicher
Lehrplanarbeit sind keine generalisierte Unterrichtsplanung (als solche werden sie
weder verwendet-vgl. zusammenfassend Haenisch 21985, noch sind sie so gemeint
- vgl. Künzli 21981) und mehr als bloße Spezifikationen eines büdungspolitischen
Programms, das, von gesellschaftlichen Mächten verordnet, die Schulen erreicht.
Lehrpläne aus staatlicher Lehrplanarbeit sind - und das macht etwa die Differenz
zur Lehrplanentwicklung durch Curriculumforschung oder Didaktik aus - Kontin-
genzformeln des Verwaltungshandelns.
Anmerkungen
1 Als Lehrplanarbeit bezeichnen wir im folgenden den Prozeß, in dem Lehrpläne oder
vergleichbare Dokumente anderen Namens (z.B. Rahmenrichtlinien) erarbeitet werden.
Wir beschränken uns dabei auf die Regelpraxis der Lehrplanarbeit für den Bereich der
allgemeinbildenden Schulen und klammern die in manchem nicht vergleichbare Lehrplan¬
entwicklung für Berufsschulen, Sonderschulen und für Modellversuche aus. Die hier
ansatzweise beschriebenen Strukturen der Lehrplanarbeit verstehen wir als „institutionelle
Restriktionen" im Sinne Scharpfs (1985); sie allein determinieren weder die Lehrplanin¬
halte, noch gar den sich auf Lehrpläne berufenden Unterricht (vgl. zur Bildungsverwaltung
allgemein Heinemann 1980).
2 Grundlage der nachfolgenden Überlegungen zur Kommissionsarbeit ist eine schriftliche
Befragung von Kommissionsmitgliedern aus allen elf Ländern der BundesrepubUk
Deutschland. An der Untersuchung haben neben den Autoren Karl Frey (IPN Kiel),
Roland Mackert (PH Ludwigsburg), Peter Menck (Universität/Gesamthochschule
Siegen) und Klaus Westphalen (PH Kiel) mitgearbeitet. Ausgewertet wurden 625
Fragebogen aus insgesamt 255 verschiedenen Kommissionen (entsprechend etwa einem
Viertel aller Kommissionen). Inhalthch und methodisch war die Befragung an die 1970 von
H.D. Haller durchgeführte Untersuchung angelehnt, rund die Hälfte der seinerzeit von
Haller gestellten Fragen wurde übernommen. Soweit durch statistische Überprüfung
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bzw. Auswertung von Sekundärmaterialien (veröffentlichte Lehrpläne, Länderberichte
usw.) festgestellt werden konnte, geben beide Untersuchungen für den jeweiügen Zeit¬
raum (1946 bis 1970,1980 bis 1985) ein repräsentatives Bild der vorherrschenden Formen
der Lehrplanarbeit. Daten zur Anlage und Durchführung und zum Vergleich beider
Untersuchungen können dem Untersuchungsbericht von Haft u.a. 1986 entnommen
werden. Einige Ergebnisse smd ebenfalls im Beitrag von Menck in diesem Heft wiederge¬
geben.
3 Frey stützte seine Aussage 1982 auf eine Sekundäranalyse der von Haller (1973)
berichteten Daten zur Zusammensetzung und Arbeitsweise der Lehrplankommissionen.
Eine Reanalyse der jetzt - im Rahmen der Repükation der HALLER-Studie - erhobenen
Daten (Haft u.a. 1986) bestätigt nach Mitteilung von Herrn Frey den seinerzeitigen
Befund. Eine genauere Untersuchung dieser Frage ist in Vorbereitung.
4 Die Tabellen 3 und 4 sowie alle folgenden Daten zur Mitwirkung der Verbände und
Organisationen an der Lehrplanarbeit sind Ergebnisse einer schriftlichen Befragung von
Verbänden und Organisationen in allen elf Ländern, die von den Autoren zusammen mit
Karl Frey durchgeführt wurde. Angeschrieben wurden jeweils alle Landesverbände
(bzw. - wenn nicht vorhanden - der Bundesverband) einer Organisation, wenn für diese
Organisationen in mindestens einem Bundesland eine Mitwirkung festgestellt oder vermu¬
tet werden konnte. Erfaßt wurden 537 Landes- bzw. Bundesverbände und -Vertretungen;
ausgewertet werden konnten 362 Antworten, die - soweit eine Überprüfung möglich ist —
repräsentativ für den angeschriebenen Kreis sind.
In Tabelle 3 ergeben sich Abweichungen der Spaltensumme vom Gesamtergebnis dadurch,
daß Organisationen nicht berücksichtigt wurden, die in mehreren Bundesländern tätig sind
und für die nicht festgestellt werden konnte, auf welches Land sich die jeweilige Aussage
bezieht (insgesamt 49 Bundesverbände bzw. länderübergreifend arbeitende Organisatio¬
nen). In Tabelle 4 ergeben sich Abweichungen der Spaltensumme vom Gesamtergebnis,
weil aus Gründen der Übersichtüchkeit einige selten vorkommende Organisationstypen
nicht berücksichtigt wurden.
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Abstract
Structures ofstate-run curriculum work
The essay presents the results of a study of curriculum planning conducted by a team
of the IPN (Institute
for the Pedagogics of the Sciences). These results are based on the evaluation of a questionnaire sent to
the members of State commissions for curriculum planning. In their survey, the authors refer to and partly
replicate a similar study made by H. D. Haller in 1970. Furthermore, a survey was made of associations,
societies, and organizations thought to be involved in curriculum work. As far as Statistical and other
examinations showed, these three studies provide a representative picture of both the different forms of
curriculum work and the various forms of participation in curriculum planning in the respective periods.
The changes in curriculumwork that have taken place since 1970 are in the tradition ofthe organizational
development of curriculum planning of the past 200 years.
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